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SCHRIFTLICHE INFORMATION 
 

Hilfsfonds für die am stärksten von Armut betroffenen Personen 
 
COM(2012) 617 final Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parla-
ments und des Rates zum Europäischen Hilfsfonds für die am stärksten von 
Armut betroffenen Personen (95529/EU XXIV.GP) 
 
 
1. Inhalt und Ziel der Vorlage 
 
Geltende Rechtslage: Mit dem Vorschlag für eine Verordnung zum Europäischen 
Hilfsfonds für die am stärksten von Armut betroffenen Personen soll für das 2013 
auslaufende EU-Nahrungsmittelprogramm ein neues Instrument für den Zeitraum 
2014-2020 zur Bekämpfung von Armut geschaffen werden. 

 
Vorschlag der EK – allgemein 
 
Die Rechtsgrundlage für den EU Hilfsfonds stellt Artikel 175 Abs 3 AEUV dar.  
Ziel des Verordnungsvorschlages ist den sozialen Zusammenhalt in der Union zu 
fördern, indem er zur Erreichung des Armutsreduktionsziels der Europa 2020 Strate-
gie beiträgt. Die am stärksten von Armut betroffenen Personen sollen durch nichtfi-
nanzielle Hilfe Unterstützung erhalten. Dies soll durch die Verteilung von Nahrungs-
mitteln und grundlegenden Konsumgütern an Personen, die am stärksten von Armut 
betroffen sind, erreicht werden. Mögliche Einsatzbereiche sind Nahrungsmangel, 
Obdachlosigkeit und materielle Armut von Kindern. 
 
Vorschlag der EK im Detail 
 
Das Budget beträgt 2,5 Mrd. € und ist Bestandteil des dem ESF zugewiesenen Teils 
der Strukturfonds. Die Aufschlüsselung der Mittel nach Mitgliedstaat wird von der 
Kommission auf Basis folgender Indikatoren festgelegt: Anzahl der Personen, die 
unter extremer materieller Armut leiden; Anzahl der Personen, die in Haushalten mit 
sehr geringer Erwerbsintensität leben.  
Konkrete Informationen liegen dazu derzeit noch nicht vor.  
Aus dem Fonds werden nationale Programme unterstützt in deren Rahmen Nah-
rungsmittel und grundlegende Konsumguter für den persönlichen Gebrauch durch 
obdachlose Personen oder Kinder an die am stärksten von Armut betroffenen Perso-
nen verteilt werden. Über den Fonds können flankierende Maßnahmen gefördert 
werden, die das Angebot an Nahrungsmitteln und sonstigen Gütern ergänzen und 
zur sozialen Inklusion der am stärksten von Armut betroffenen Personen beitragen.  
 
Förderfähige Vorhaben sind Nahrungsmittel und sonstige Güter für obdachlose 
Personen oder Kinder. Förderfähige Ausgaben sind Kosten für den Kauf von Nah-
rungsmitteln oder grundlegenden Konsumgütern für den persönlichen Gebrauch ob-
dachloser Personen oder von Kindern.  
 
Der Fonds fördert auch Voneinander-Lernen, Vernetzung und die Verbreitung von 
Good Practice im Bereich nichtfinanzieller Unterstützung der am stärksten von Armut 
betroffenen Personen.  
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Auf Unionsebene soll eine Plattform für den Austausch von Erfahrungen, den 
Kapazitätsaufbau und die Vernetzung sowie die Verbreitung relevanter Ergebnisse 
im Bereich der nichtfinanziellen Unterstützung für die am stärksten von Armut be-
troffenen Personen eingerichtet werden. Die Europäische Kommission konsultiert 
mindestens einmal pro Jahr die Organisationen, die die Partnerorganisationen auf 
Unionsebene vertreten.  
 
Zur Durchführung des Programms können die MS die Strukturen, Behörden und 
Verfahren verwenden, die für den ESF eingerichtet wurden.  
 
Der Verwaltungsaufwand entspricht den ESF-Prozeduren und umfasst u.a.:  

 Ex-ante Evaluierung,  
 Erstellung eines operationellen Programms,  
 Auswahl der Partnerorganisation(en),  
 jährliche Durchführungsberichte,  
 jährliche bilaterale Treffen mit der EK, jährlicher Jahresabschluss,  
 Evaluierungen durch unabhängige ExpertInnen,  
 Evaluierungen durch Befragungen der Endempfänger (2017 und 2021),  
 Ex-post Evaluierung, Führung von Listen und Bereithaltung von Daten, sowie  
 die Bereitstellung von Informations- und Kommunikationsmaterial. 

 
2. Stand des Verfahrens auf europäischer Ebene 
 
24.10.2012: Vorlage des EK VO-Vorschlag KOM(2012) 617 endg. 
23.11.2012:RAG Sozialfragen: Erste Vorstellung durch die EK 
06.12.2012: EPSCO-Rat: Information seitens der EK 
26.12.2012: Frist Subsidiaritätsprüfung (GB, DK, S, D, PT, IT) haben STN abgege-

ben, davon begründete Subsidiaritätsrügen GB, DK, S, D 
23.01.2013: Öffentliche Aussprache im EMPL 
08.02.2013: RAG Soziales erste detaillierte Behandlung 
20.02.2013: 1. Diskussion im EMPL zum Bericht 
15.03.2013: RAG Soziales  
 
Ein Abschluss der Verhandlungen wird sehr rasch angestrebt. 
 
3. Position von EP und Rat 
 
Als Berichterstatterin ist Emer Costello (IRL, S&D) ernannt worden. Am 20/21 Febru-
ar wurde der Bericht erstmals im EMPL diskutiert. Der EMPL zeigte sich enttäuscht 
über die geringe Mittelausstattung, äußerte Bedenken zur Kofinanzierung (Begrün-
dung: ärmere MS könnte sich diese nicht leisten) und forderte eine Flexibilisierung 
bei der Zielgruppe. 
  
Auf Ratsarbeitsgruppenebene gibt es derzeit noch Klärungsbedarf. Aus diesem 
Grund wird derzeit im schriftlichen Wege an der Beantwortung der Fragen und offe-
nen Punkte der MS gearbeitet. 
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4. Österreichische Position 
 
Das BMASK unterstützt grundsätzlich das Ziel der Armutsbekämpfung auch auf EU-
Ebene. Eine österreichische Position wurde unter breiter Einbeziehung aller relevan-
ten Akteure vorbereitet. Österreich hat sich aktiv an der Fragerunde in der RAG So-
ziales beteiligt, u.a. mit Fragen zur Zielgruppe, Umfang der förderbaren Unterneh-
mungen.  
 
Aufgrund des starken politischen Willens auf europäischer Ebene ein Instrument für 
die besonders von Armut betroffenen Personen zu schaffen, ist davon auszugehen, 
dass die Verhandlungen rasch abgeschlossen werden. 
 
5. Auswirkungen auf die österreichische Gesetzeslage 
 
Keine. 
 
6. Finanzielle Auswirkungen 
 
Die Auswirkungen sind derzeit nicht bekannt, da keine Angaben zu den Anteilen für 
Österreich vorliegen. Grundsätzlich wird erwartet, dass bei einem Finanzierungsan-
teil von 85% durch die Europäische Kommission der Anteil an Kofinanzierungen 
durch Österreich bei 15% liegen wird. 
 
7. Subsidiaritätsprüfung 
 
Die Rechtsgrundlage verankert den Hilfsfonds als ergänzende Maßnahme im Be-
reich der Kohäsionsmittel und ist mit dem Subsidiaritätsprinzip vereinbar. 
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